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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Gemäss der Vox-Analyse ergaben sich bei den sozio-demographischen Merkmalen nur
relativ geringe Unterschiede in der Zustimmung. Paradoxerweise stimmten die Wähler
und Wählerinnen aus dem linken Spektrum der von den SD lancierten Initiative viel
stärker zu, als jene aus dem rechten Teil, was wiederum auf die unterschiedliche
Bedeutung der Initiative zurückzuführen war. Den einen ging es vor allem um einen
zusätzlichen bezahlten arbeitsfreien Tag, den anderen um den Bundesfeiertag. Der
positive Ausgang der Volksabstimmung konnte demzufolge kaum als Sieg der
Rechtsparteien interpretiert werden. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im Berichtsjahr kam es zu einer mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmung (Invalidenversicherungsgesetz). Das Volk stimmte dem
Parlamentsbeschluss zu. Ausserdem lehnten Volk und Stände eine Volksinitiative ab
(Einheitskrankenkasse).

Insgesamt kam es somit zu zwei Volksabstimmungen (1 Volksinitiative und 1 fakultatives
Referendum). Bei beiden Entscheiden folgten die Stimmberechtigten dem Antrag von
Regierung und Parlament (2006: sechs von sechs). 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu 2 mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Unternehmenssteuerreform und Betäubungsmittelgesetz). Das
Volk stimmte dem Parlamentsbeschluss beide Male zu. Ausserdem lehnten Volk und
Stände 6 Volksinitiativen ab und stimmten einer, der insgesamt sechzehnten, zu.

Insgesamt kam es zu 10 Volksabstimmungen (7 Volksinitiativen, 1 obligatorisches und 2
fakultative Referenden). Bei acht von diesen zehn Entscheiden folgten die
Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2007: zwei von zwei). Bei
einer Volksinitiative (Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten) und dem
obligatorischen Referendum (Verfassungsartikel über die Gesundheitspolitik) entschied
das Volk anders als die Behörden. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu zwei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Personenfreizügigkeit, biometrische Pässe). Das Volk stimmte
jeweils dem Parlamentsbeschluss zu, im Fall der Pässe allerdings nur äusserst knapp.
Ausserdem entschieden Volk und Stände über zwei Volksinitiativen und nahmen davon
eine, die Minarettverbotsinitiative, als insgesamt siebzehnte an. Daneben hiessen Volk
und Stände auch vier vom Parlament beschlossene Verfassungsänderungen gut.

Insgesamt kam es somit zu acht Volksabstimmungen (2 Volksinitiativen, 4
obligatorische und 2 fakultative Referenden). Bei 7 von diesen 8 Entscheiden folgten
die Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2008: 8 von 10). Beim
Minarettverbot entschied das Volk anders als die Behörden.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu insgesamt sieben Volksabstimmungen. Davon waren ein
obligatorisches (2009: 4) und zwei fakultative Referenden (2009: 2) sowie drei
Volksinitiativen (2009: 2) und ein Gegenvorschlag (2009: 0). Bei den fakultativen
Referenden stimmten die Bürgerinnen und Bürger einmal gegen und einmal für den
Parlamentsantrag und beim obligatorischen Referendum wurde der Antrag der
Behörden gutgeheissen. Eine der drei Initiativen (Ausschaffungsinitiative) wurde
angenommen. Damit steigt die Zahl der seit 1891 angenommen Volksinitiativen auf 18.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Rund jedes zehnte Volksbegehren wurde also angenommen, wobei über ein Drittel der
angenommenen Initiativen zwischen 2002 und 2010 abgestimmt wurde. Im Berichtsjahr
folgten die Stimmberechtigten insgesamt nur in vier der sieben Abstimmungen dem
Antrag von Regierung und Parlament (2009: sieben von acht).

Aufgrund der Gesamterneuerungswahlen im Herbst des Berichtsjahres wurde im
Berichtsjahr nur ein Termin für eine einzige eidgenössische Volksabstimmung
wahrgenommen. Am 13. Februar wurde die Volksinitiative „für den Schutz vor
Waffengewalt“ mit 43.7% Ja-Stimmen abgelehnt.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtsjahr wurde an den vier Terminen über insgesamt zwölf nationale Vorlagen
abgestimmt: sieben Volksinitiativen, drei fakultative Referenden und zwei
obligatorische Referenden, die beide Gegenentwürfe zweier Volksinitiativen
darstellten, wurden am 11. März (5 Vorlagen), am 17. Juni (3 Vorlagen), am 23. September
(3 Vorlagen) und am 25. November (1 Vorlage) den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern
zur Entscheidung vorgelegt. In neun Fällen folgten diese den Empfehlungen der
Behörden, wobei für die beiden abgelehnten Bausparinitiativen eigentlich keine
Behördenempfehlung vorlag, weil sich National- und Ständerat nicht hatten einigen
können. Entgegen den Empfehlungen von Parlament und Bundesrat wurde hingegen die
Zweitwohnungsinitiative angenommen, aber die Bundesgesetze zu Managed Care und
zur Buchpreisbindung, gegen die jeweils das Referendum ergriffen worden war,
abgelehnt. Die Stimmbeteiligung betrug im Schnitt 38,5% – der tiefste Wert seit 15
Jahren. Besonders gering war die Partizipation am 25. November: Aufgrund des
Scheiterns der Referenden gegen die Staatsverträge über die Abgeltungssteuer mit
Deutschland, Österreich und Grossbritannien wurde im November lediglich über die
Revision des Tierseuchengesetzes abgestimmt, gegen die das „Netzwerk Impfentscheid“
erfolgreich das Referendum ergriffen hatte. Nur 27,6% aller Stimmberechtigten gingen
an die Urne. Lediglich vier Mal war die Beteiligung seit 1877 (Beginn der Erhebung der
Partizipation) geringer. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Über elf eidgenössische Vorlagen hatte die Stimmbevölkerung im Berichtjahr zu
befinden; darunter je fünf Volksinitiativen und fakultative Referenden und ein
obligatorisches Referendum. Mit der Abzockerinitiative hat die Stimmbevölkerung die
zwanzigste Initiative seit 1891 angenommen. Insgesamt war damit knapp mehr als jedes
zehnte Volksbegehren (20 von 189) an der Urne erfolgreich, wobei diese Quote seit 1990
mit rund 12% (11 von 91) etwas höher liegt als vor 1990 mit 9% (9 von 98). Die anderen
vier Volksbegehren hatten 2013 keine Chance. Die fakultativen Referenden fielen in vier
der fünf Fälle behördenkonform aus. Einzig bei der Abstimmung zur Autobahnvignette
pfiff die Stimmbevölkerung das Parlament zurück. Das obligatorische Referendum, mit
dem ein Familienartikel in der Verfassung festgeschrieben werden sollte, erhielt zwar
ein relativ deutliches Volksmehr, scheiterte aber am Ständemehr. Dies war das zwölfte
Mal, dass bei einer Verfassungsvorlage das Volks- und das Ständemehr divergierten (zur
Reformdiskussion siehe hier). Die mittlere Stimmbeteiligung an den vier
Abstimmungssonntagen war im langjährigen Vergleich mit 47,3% relativ hoch. Am
wenigsten stark vermochten die Vorlagen am 9. Juni zu mobilisieren (Volkswahl des
Bundesrates / Asylgesetzrevision), als 39,5% der stimmberechtigten Bevölkerung an die
Urne gingen. Am stärksten mobilisierten die drei Abstimmungsvorlagen Ende November.
Die Stimmbeteiligung bei den Abstimmungen zur 1:12-Initiative, zur Autobahnvignette
und zur Familieninitiative der SVP lag bei 53,6%. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

2014 fanden vier eidgenössische Urnengänge zu insgesamt zwölf verschiedenen
Vorlagen statt, darunter nicht weniger als acht Volksinitiativen, von denen gleich zwei
angenommen wurden: die Masseneinwanderungsinitiative und die Pädophileninitiative.
Insgesamt wurden damit seit Einführung des Volksbegehrens 1891 total 22 von 198 oder
insgesamt jede neunte Initiative angenommen. Seit 1990 hat sich die
Erfolgswahrscheinlichkeit von Volksinitiativen somit noch weiter verbessert. Wurden
vor 1990 neun Prozent aller Bürgerbegehren angenommen (9 von 98), verschob sich die
Erfolgsquote seit 1990 auf 13 von 100. Die restlichen sieben Initiativen, über die 2014
abgestimmt wurde, hatten allerdings allesamt keine Chance. Nur die Abschaffung der
Pauschalbesteuerung erreichte mehr als 40% Ja-Stimmenanteil. Während die beiden
obligatorischen Referenden behördenkonform angenommen wurden, war das

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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fakultative Referendum gegen den Kauf des Kampfflugzeuges Gripen entgegen den
Wünschen von Bundesrat und Parlament erfolgreich. Von den total bis Ende 2014
eingereichten 177 fakultativen Referenden waren damit neu insgesamt 96 erfolgreich
(54%); bei den obligatorischen Referenden liegt der Anteil der angenommenen Vorlagen
bei 75% (146 von 195). Die mittlere Stimmbeteiligung an den vier
Abstimmungssonntagen lag bei 52,6%, was im langjährigen Vergleich ein sehr hoher
Wert ist. Stark mobilisiert haben insbesondere die Masseneinwanderungsinitiative im
Februar (56,6% Stimmbeteiligung) und das Gripen-Referendum im Mai (56,3%
Stimmbeteiligung).

Im Wahljahr 2015 fanden an lediglich zwei Wochenenden Urnengänge zu
eidgenössischen Abstimmungen statt; in der Regel werden am Wochenende der
eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen sowie im November nach den nationalen
Wahlen keine Abstimmungstermine angesetzt. So standen im März und im Juni 2015
insgesamt sechs Vorlagen zur Abstimmung, die ausnahmslos behördenkonform
ausfielen. Die vier Volksinitiativen wurden allesamt deutlich abgelehnt: Die
Stipendieninitiative, die Erbschaftssteuerreform und die Volksinitiative «Familien
stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen» konnten jeweils nicht einmal 30
Prozent der Stimmbürgerschaft auf sich vereinen. Das Ergebnis der Volksinitiative
«Energie statt Mehrwertsteuer» fiel gar noch tiefer aus: Mit dem zweitgeringsten Ja-
Stimmenanteil seit Einführung der Volksinitiative 1891 wurde das Volksbegehren der GLP
regelrecht zerzaust. Nur gerade 8.03 Prozent der Urnengängerinnen und Urnengänger
konnten sich für die Idee erwärmen. Nur die Volksinitiative zur «Getreideversorgung»,
die sich 1929 gegen einen Gegenvorschlag zu behaupten hatte, schnitt mit 2.68 Prozent
Ja-Anteil noch schlechter ab. Bisher wurden lediglich 22 von 202 Volksinitiativen an der
Urne angenommen. 
Während der dem obligatorischen Referendum unterstehende Bundesbeschluss zur
Präimplantationsdiagnostik von Volk und Ständen recht deutlich angenommen wurde –
fast zwei Drittel der Bevölkerung und die deutliche Mehrheit der Kantone sagten ja –,
fiel das Ja zur Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen äusserst knapp
aus. Letztlich entschied eine hauchdünne Mehrheit von 3'649 Stimmen, die Vorlage,
gegen die das fakultative Referendum ergriffen worden war, anzunehmen. Damit blieb
die Zahl von 96 erfolgreichen fakultativen Referenden (von total 178 eingereichten)
bestehen, während sich die Erfolgsquote der obligatorischen Referenden leicht
erhöhte (neu: 147 von 196). Während die Stimmbeteiligung im März bei 42.1 Prozent lag,
partizipierten im Juni 43.5% der Stimmberechtigten. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Neun der 13 Abstimmungsvorlagen, über welche die Stimmberechtigten an vier
Wochenenden im Jahr 2016 zu entscheiden hatten, waren Volksinitiativen. Dies
schienen erste Folgen der vor allem im Vorjahr unter dem Stichwort «Initiativenflut»
diskutierten, scheinbar wachsenden Zahl lancierter Volksbegehren zu sein. Allerdings
fanden die Begehren von grüner und linker (Atomausstiegsinitiative, Grüne Wirtschaft,
AHVplus, Pro Service public, bedingungsloses Grundeinkommen,
Nahrungsmittelspekulation) wie auch von rechter und bürgerlicher Seite (Milchkuh-
Initiative, Heiratsstrafe, Durchsetzungsinitiative) bei der Bevölkerung keine Gnade.
Achtungserfolge konnten immerhin die Atomausstiegsinitiative (45.8% Ja-
Stimmenanteil), die AHVplus- (40.6%) und die Durchsetzungsinitiative (41.2%)
verzeichnen. Nur knapp abgelehnt wurde die CVP-Initiative gegen die Heiratsstrafe:
49.2 Prozent Ja-Stimmen reichten aber auch hier nicht. So bleibt die
Pädophileninitiative 2014 das letzte an der Urne erfolgreiche Volksbegehren und die
Annahme-Quote der Initiativen verschlechterte sich auf 10.4 Prozent (22 von 211). 
Auch die vier fakultativen Referenden fielen 2016 entsprechend den Empfehlungen von
Regierung und Parlament aus. Das Nachrichtendienstgesetz (66.5%), gegen das linke
Kreise das Referendum ergriffen hatten, das Asylgesetz (66.8%), gegen das die SVP
angetreten war, und das Fortpflanzungsmedizingesetz (62.4%), das von einem
überparteilichen Komitee aus EVP- und CVP-Kreisen bekämpft worden war, erreichten
alle eine Zustimmung von gut zwei Dritteln der Stimmbevölkerung. Etwas umstrittener
war höchstens der Entscheid für eine zweite Röhre am Gotthard, welcher von
Umweltschutzorganisationen erzwungen worden war: Die Sanierung des Tunnels wurde
von 57 Prozent der Stimmenden gutgeheissen. Damit verringerte sich auch die
Erfolgsquote der fakultativen Referenden auf 52.7 Prozent: 96 von 182 Referenden
waren bisher erfolgreich.
Die höchste Stimmbeteiligung 2016 wurde am Abstimmungswochenende im Februar
verzeichnet: Insbesondere die Durchsetzungsinitiative mobilisierte hohe 63.7 Prozent

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN
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der Stimmberechtigten an die Urne. Die 46.8 Prozent Stimmbeteiligung im Juni, die 43.1
Prozent im September und die 45.4 Prozent im November, als einzig über den
Atomausstieg abgestimmt wurde, lagen etwa im Beteiligungsschnitt des bisherigen 21.
Jahrhunderts (46%). 7

Eine Folge der zahlreichen in den Vorjahren lancierten und eingereichten
Volksbegehren war, dass im Jahr 2016 an allen vier Abstimmungswochenenden über
insgesamt neun Initiativen entschieden wurde (2015: 4). Diese wurden allesamt
abgelehnt, wenn auch im Falle der Initiative «gegen die Heiratsstrafe» relativ knapp. Die
am gleichen Wochenende wie das CVP-Begehren Ende Februar zur Abstimmung
gestandene Durchsetzungs-Initiative, die sehr stark mobilisierte, sowie die Initiative der
Juso gegen die Nahrungsmittelspekulation wurden hingegen recht deutlich abgelehnt.
Das gleiche Schicksal ereilte im Juni die Initiativen «Pro Service Public» und «für ein
bedingungsloses Grundeinkommen» sowie die «Milchkuhinitiative», die alle drei nicht
einmal einen Drittel der Stimmenden für sich gewinnen konnten. Auch die beiden
Initiativen der Grünen («Grüne Wirtschaft», «Atomausstiegsinitiative») und die
Initiative des Gewerkschaftsbundes («AHVplus») vermochten die Stimmbevölkerung
nicht zu überzeugen. 
Mit diesen neun Abstimmungen konnte der Pendenzenberg bei den Volksbegehren
etwas abgebaut werden. Weitere sieben waren allerdings noch in der Pipeline (2015: 12),
also entweder beim Bundesrat hängig, in der Parlamentsberatung oder reif zur
Abstimmung. Zudem waren 2016 acht neue Volksbegehren zustande gekommen (2015:
4), die ganz unterschiedliche Ziele verfolgten: Die «Selbstbestimmungsinitiative» der
SVP und die «No Billag-Initiative» hatten bereits vor Zustandekommen zu zahlreichen
Diskussionen geführt. Mit der Initiative für «mehr bezahlbare Wohnungen» und der
«Zersiedelungsinitiative» stand zudem das Thema Raumplanung im Fokus. Dafür, dass
landwirtschaftspolitische Anliegen in den nächsten Abstimmungen Aufmerksamkeit
erhalten würden, sorgten die Initiative «für Ernährungssouveränität» sowie die
«Hornkuh-Initiative». Die Unterschriftenhürde ebenfalls übersprungen hatten 2016
zudem die «Konzernverantwortungsinitiative» und die «Velo-Initiative». Die nötigen
Unterschriften noch nicht beisammen hatte die Initiative «Ja zur Bewegungsmedizin»,
deren Sammelfrist noch bis Juni 2017 lief.
2016 waren zudem sechs neue Volksbegehren lanciert worden; also genau gleich viele
wie im Jahr zuvor. Das vom Egerkinger Komitee lancierte «Verhüllungsverbot», aber
auch die Idee eines «Vaterschaftsurlaubs» von Travail.Suisse oder die
«Transparenzinitiative», die von einem Bündnis aus SP, GP, EVP, BDP und Piratenpartei
lanciert wurde, wurden bereits bei der offiziellen Lancierung medial virulent diskutiert.
Von verschiedenen Komitees wurden zudem Unterschriftensammlungen für die
Initiative «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide», die «Fair-Preis-Initiative»
und die Initiative gegen «die Auswüchse von Via sicura» gestartet.
Für das als Protest gegen die Ausschaffungsinitiative lancierte Volksbegehren «zur
Ausschaffung krimineller Männer» war die Sammelfrist 2016 abgelaufen. 2015 waren
noch vier Anliegen im Sammelstudium gescheitert. Eine Volksinitiative wurde 2016
zurückgezogen (2015: 1): Die «Stromeffizienz-Initiative» wurde nach der Annahme der
Verabschiedung der Energiestrategie 2050 durch das Parlament zurückgezogen. Die
Initianten waren der Ansicht, dass ihre Anliegen genügend berücksichtigt worden
seien. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

Seit 1983 war es nie mehr vorgekommen, dass in einem Jahr über kein einziges
Volksbegehren abgestimmt wurde. Dies war allerdings 2017 wieder der Fall. Zu diesem
Umstand beigetragen hatte nicht nur der in den letzten Jahren zu verzeichnende
leichte Rückgang der Zahl lancierter Initiativen – in den Medien war nach der
«Initiativenflut» eine eigentliche «Initiativenflaute» beklagt worden –, sondern auch,
dass im Jahr 2017 gleich drei Begehren zurückgezogen wurden (2016: 1). Im Falle der
«Rasa-Initiative», mit der die Masseneinwanderungsinitiative wieder aus der Verfassung
hätte gestrichen werden sollen, war lange unklar, ob sie nicht doch an die Urne
gelangen wird. Bei der «Wiedergutmachungsinitiative» hatte das Parlament in Form des
Bundesgesetzes über die Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen vor 1981 einen indirekten Gegenvorschlag verabschiedet, der die
Initianten zufrieden stellte. Der Bauernverband schliesslich zog seine Initiative «für
Ernährungssicherheit» zurück, weil das Parlament eine Verfassungsänderung als
direkten Gegenvorschlag ausgearbeitet hatte, der mittels obligatorischem Referendum
Ende September 2017 angenommen wurde. 
Allerdings dürfte es in den folgenden Jahren kaum mehr ausschliesslich zu

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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Abstimmungswochenenden ohne Volksinitiativen kommen, waren doch 2017 zwölf
Begehren abstimmungsreif bzw. beim Bundesrat oder im Parlament hängig (2016: 8).
Zudem hatten die Komitees in diesem Jahr für vier Initiativen (2016: 8) die nötigen
Unterschriften in der 18-Monate-Frist zusammengebracht, nämlich für die Initiative
«für einen vernünftigen Vaterschaftsurlaub», die «Transparenz-Initiative» sowie die
Initiative «Ja zum Verhüllungsverbot». Auch die «Pflegeinitiative» war 2017 zustande
gekommen, also noch im gleichen Jahr, in dem sie vom Schweizerischen Berufsverband
für Pflegefachpersonal (SBK) lanciert worden war. 
Darüber hinaus wurden im Jahr 2017 für zwölf Begehren Unterschriften gesammelt
(2016: 7). Neben den bereits 2016 lancierten Initiativen «für eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide" und «Fair-Preis-Initiative» wurden also im Berichtsjahr zehn
neue Volksinitiativen lanciert (2016: 6), fünf davon innerhalb eines Monats, was in
einigen Medien und bei Politikerinnen und Politikern die Angst vor einer neuerlichen
Initiativenflut heraufbeschwor – insbesondere, weil im Jahr vor den Wahlen wohl noch
zahlreiche Parteien wieder Initiativen als Wahlkampfvehikel einreichen würden. Yannick
Buttet (cvp, VS) sprach sogar von einem Systemfehler, da Initiativen immer mehr als
Blockadeinstrumente gebraucht würden. Interessant waren freilich die Forderungen
der neu lancierten Begehren. Drei liessen sich dem Gesundheitswesen zuschreiben (die
oben erwähnte «Pflegeinitiative», die Initiative «Organspende fördern» und die
Initiative für die «Organisationsfreiheit der Kantone für die Krankenversicherung»), drei
stammten von Umwelt- bzw. Tierschutzkreisen («Trinkwasser-Initiative»,
«Atomkraftwerke abschalten» und «Tier- und Menschenversuchsverbot»), zwei von
links («99 Prozent-Initiative» und «Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten») und eines von rechts («Zuerst Arbeit für Inländer»). Das
zehnte neu lancierte Begehren, die Initiative für ein «von den Krankenkassen
unabhängiges Parlament» richtete sich gegen die Krankenkassenlobbys im Parlament
und stammte von demselben Komitee wie die Initiative, mit welcher gefordert wurde,
dass die Kantone in der Organisation der Krankenkassen frei sind. Bekannte Köpfe in
diesem Komitee waren Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE, mcg),
ehemals Nationalräte und aktuell Regierungsräte in den Kantonen Waadt und Genf. 
Dass das Sammeln von 100'000 Signaturen in 18 Monaten nach wie vor kein Kinderspiel
ist, zeigten die beiden Initiativen, die 2017 gescheitert waren (2016: 1): Die Initiativen
«Stopp den Auswüchsen von Via sicura» und «Ja zur Bewegungsmedizin». 9

Auch 2018 wurde keines der sechs zur Abstimmung stehenden Volksbegehren
angenommen. Unerwartet deutlich wurden dabei die «No-Billag-Initiative» und die
«Selbstbestimmungsinitiative» abgelehnt. Sie konnten genauso wie die «Vollgeld-
Initiative», die «Fair-Food-Initiative» oder die Initiative «für Ernährungssouveränität»
nicht einmal 40 Prozent der Stimmenden überzeugen. Am nächsten an einen Erfolg an
der Urne kam noch die «Hornkuh-Initiative», aber auch sie wurde mit 45.3 Prozent Ja-
Stimmen abgelehnt. Immerhin waren 2018 wieder Entscheidungen über Volksbegehren
angestanden, nachdem 2017 keine einzige Volksinitiative an die Urne gekommen war. 

Mit diesen sechs erledigten Volksinitiativen war die Liste der beim Parlament oder beim
Bundesrat hängigen Begehren auf sieben geschrumpft (2017: 12). Allerdings hatten es
2018 auch fünf Komitees geschafft, die nötigen Unterschriften in der gegebenen Frist
zu sammeln. Der Bundesrat und das Parlament werden sich folglich über ein «Verbot
der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten», zwei Umweltschutzanliegen («für
sauberes Trinkwasser» und «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide»), die beide
weniger als ein Jahr zum Sammeln der Unterschriften brauchten, die «Fair-Preis-
Initiative» sowie über die von der SVP noch im Lancierungsjahr erfolgreich innert
sieben Monaten zustande gekommene «Begrenzungsinitiative» beugen müssen. 2017
waren noch vier Begehren zustande gekommen. 
Im Berichtsjahr wurden – einschliesslich der Begrenzungsinitiative – acht
Volksinitiativen lanciert, 2017 hatten sich zehn Komitees auf die Unterschriftenjagd
gemacht. Von diesen acht befand sich 2018 noch die Hälfte im Sammelstadium. Unter
den neuen Begehren war die «Korrektur-Initiative», die von einer breiten
Parteienallianz gegen den Beschluss des Bundesrats, Kriegsmaterialexporte zu lockern,
gestartet wurde. Die CVP wollte mit der «Kostenbremse-Initiative» etwas gegen die
steigenden Krankenkassenkosten unternehmen, wobei ihr unterstellt wurde, dass sie
die Initiative wohl auch als Werbevehikel für die 2019 anstehenden eidgenössischen
Wahlen einsetzen wolle. Ebenfalls lanciert wurden die «Justiz-Initiative», die
«Massentierhaltungsinitiative», die «Kesb-Initiative», eine Initiative «gegen
Tabakwerbung bei Kindern und Jugendlichen» und die von Workfair 50+ ausgearbeitete
Initiative mit dem Titel «Arbeit statt Armut». 
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Für zwei im Sommer 2017 lancierte Begehren war Ende 2018 die Frist für die Abgabe der
nötigen Unterschriften verstrichen. Sowohl die Initiative «Zuerst Arbeit für Inländer» als
auch die Initiative «Atomkraftwerke abschalten» waren im Sammelstadium gescheitert.
Bereits im Jahr 2017 hatten es zwei Begehren nicht geschafft, die Unterschriftenhürden
in der vorgegebenen Frist zu überspringen. 

Volksinitiativen entfalten nicht nur Wirkung, wenn sie an der Urne angenommen
werden. Vielmehr können sie als Druckmittel verwendet werden, um das Parlament zu
Gesetzesrevisionen zu veranlassen. Dies gelang 2018 mit der «Velo-Initiative», für die
der Bundesrat und das Parlament einen direkten Gegenentwurf ausgearbeitet hatten.
Der Bundesbeschluss Velo, zu dessen Gunsten die Initiative zurückgezogen worden war,
war – anders als die sechs Initiativen im Berichtsjahr – an der Urne erfolgreich.
Zurückgezogen wurde auch die Initiative «Ja zum Schutz der Privatsphäre», die als
rechtskonservative Drohkulisse gegen die von Eveline Widmer-Schlumpf angeregte,
2018 im Parlament aber dann letztlich gescheiterte Revision des Bankgeheimnisses im
Inland gewirkt hatte. 10

In einem Wahljahr werden die Abstimmungstermine im September und im November in
der Regel nicht wahrgenommen. Dies dürfte mit ein Grund sein, dass 2019 nur über ein
einziges Volksbegehren abgestimmt wurde, nämlich über die Zersiedelungsinitiative.
Die Initiative der Jungen Grünen fand nur bei etwas mehr als einem Drittel der
Stimmbevölkerung Unterstützung. Mit der Ablehnung dieses Begehrens an der Urne war
zudem klar, dass in der ausklingenden 50. Legislatur (2015–2019) keine einzige der
insgesamt 16 Volksinitiativen, die in diesen vier Jahren zur Abstimmung gekommen
waren, angenommen wurde. Dies war weder in der 49. Legislatur (2011–2015; 4 von 25
angenommen), in der 48. Legislatur (2007–2011; 3 von 13 angenommen), in der 47.
Legislatur (2003–2007; 2 von 5 angenommen), oder in der 46. Legislatur (1999–2003; 1
von 30 angenommen) der Fall gewesen. 

In der anstehenden 51. Legislatur dürften einige Volksbegehren an die Urne gelangen.
Ende 2019 waren nicht weniger als zehn Volksbegehren hängig; also abstimmungsreif, in
parlamentarischer Behandlung oder beim Bundesrat, der eine entsprechende
Botschaft zu verfassen hatte. Das Parlamentsgesetz sieht vor, dass die
Bundesversammlung innert 30 Monaten nach Einreichung einer Initiative eine
Abstimmungsempfehlung abzugeben hat. Diese Frist kann sich um ein Jahr verlängern,
falls ein Gegenvorschlag oder ein Gegenentwurf ausgearbeitet wird. Dies war bei sechs
der zehn hängigen Begehren der Fall – was als ein Zeichen dafür gewertet werden kann,
dass das Zusammenspiel zwischen Bevölkerung und Parlament durchaus funktioniert:
Anliegen von Initiantinnen und Initianten werden vom Parlament zwar abgeschwächt,
aber immerhin ernst genommen und verarbeitet. Diese indirekte Wirkung von
Volksinitiativen ist im halbdirektdemokratischen politischen System der Schweiz nicht
zu unterschätzen. Bei drei Initiativen hatte das Parlament in Form einer
parlamentarischen Initiative einen indirekten Gegenvorschlag eingebracht: bei der
«Konzernverantwortungsinitiative» (Pa. Iv. 17.498), der «Transparenz-Initiative» (Pa. Iv.
19.400) und der «Pflegeinitiative» (Pa. Iv. 19.401). Bei der Initiative «Ja zum
Verhüllungsverbot» hatte der Bundesrat der Botschaft den Vorschlag für ein
Bundesgesetz über die Gesichtsverhüllung als indirekten Gegenvorschlag beigelegt und
auch bei der «Fair-Preis-Initiative» sah die Regierung die Möglichkeit eines indirekten
Gegenvorschlags in Form einer Änderung des Kartellrechts. Einen direkten
Gegenentwurf beriet das Parlament bei der Initiative «für eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide». Ende 2019 lag zudem die Botschaft des Bundesrats zur
Initiative «für ein Verbot der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten» vor und die
Räte berieten bereits die Initiative «für sauberes Trinkwasser». Ebenfalls Ende 2019
waren die Initiative für «mehr bezahlbare Wohnungen» und die
«Begrenzungsinitiative» abstimmungsreif. Erstere wurde für den Urnengang von
Februar 2020 terminiert und über letztere soll im Mai 2020 abgestimmt werden. 

Wie eine Zusammenarbeit zwischen Parlament und Initiativkomitees funktionieren
kann, zeigten auch die Beratungen um die Initiative «für einen vernünftigen
Vaterschaftsurlaub». Diese hätte vier Wochen Vaterschaftsurlaub gefordert. Das
Parlament legte in Form einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 18.441) einen
indirekten Gegenvorschlag vor, der zwei Wochen forderte. Da sich das Parlament auf
diesen Gegenvorschlag einigen konnte, zog das Initiativkomitee seine Initiative zurück.
Im Jahr zuvor waren zwei Volksbegehren zurückgezogen worden. 

2019 waren zudem acht neue Volksinitiativen erfolgreich zustande gekommen (2018: 5).
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Innert Jahresfrist wird sich der Bundesrat mit der Initiative «Kinder und Jugendliche
ohne Tabakwerbung», der «Massentierhaltungsinitiative», der «Justiz-Initiative», der
«Gletscher-Initiative», der Initiative «gegen Waffenexporte (Korrektur-Initiative)», der
«99%-Initiative», der Initiative «Organspende fördern - Leben retten» und der
Initiative für ein «Tier- und Menschenversuchsverbot» auseinandersetzen und eine
Botschaft vorlegen müssen. 

Im Sammelstadium befanden sich 2019 total 16 Volksbegehren, nicht weniger als 14
davon wurden erst 2019 neu lanciert, deutlich mehr als noch 2018 als acht verschiedene
Komitees die Unterschriftenjagd begonnen hatten. Interessanterweise waren es 2019
vor allem Komitees und nicht – wie man in einem Wahljahr vielleicht erwarten würde –
ausschliesslich Parteien, die Volksbegehren lancierten. Zu den wenigen Ausnahmen
zählte die junge FDP, die ihre «Renteninitiative» lancierte. Sie war mit dem Thema
Altersvorsorge freilich nicht alleine. «Für eine generationengerechte Altersvorsorge»
oder für «steuerfreie AHV- und IV-Renten» setzten sich zwei weitere Komitees ein.
Bereits 2018 war eine Initiative für «berufliche Vorsorge – Arbeit statt Armut» lanciert
worden. Vier weitere Begehren zielten auf Reformen bei der Finanzierung des
Gesundheitssystems ab: Die «Pflegefinanzierungs-Initiative», die von der EDU lanciert
wurde, die «Gesundheits-Mitbestimmungs-Initiative», die «Prämien-Entlastungs-
Initiative» der SP und die bereits 2018 von der CVP lancierte «Kostenbremse-Initiative»
wollten etwas gegen die steigenden Krankenkassenkosten unternehmen. Ein Komitee
«Mobilfunk-Initiative» lancierte gleich zwei Begehren: Mit der «Mobilfunkhaftungs-
Initiative» und der Initiative «für einen gesundheitsverträglichen und stromsparenden
Mobilfunk» sollen vor allem aus gesundheitlichen Gründen dem Ausbau der
Mobilfunkgeneration 5G Einhalt geboten werden. Umweltschutzkreise lancierten die
«Landschaftsinitiative» und die «Biodiversitätsinitiative», um dem Aussterben von
Tier- und Pflanzenarten Einhalt zu gebieten. Mit der «Kontrollschild-Initiative» sollen
der CH-Kleber abgeschafft und die Nummernschilder neu designt werden. Das «E-
Voting-Moratorium» möchte die Tests zur elektronischen Stimmabgabe einschränken
und mit der Initiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich» sollen die im Asylwesen
verwendeten Gelder für Schutzgebiete oder Hilfsprojekte im Ausland statt für
Migrantinnen und Migranten in der Schweiz ausgegeben werden. Die Initiative «Ja zur
Abschaffung der Zeitumstellung» schliesslich forderte, dass auf eine Anpassung der
Uhren auf die sogenannte Sommerzeit in Zukunft verzichtet werde.

Voraussichtlich werden es nicht alle dieser Begehren schaffen, die gesetzlichen Fristen
oder die verlangten 100'000 Unterschriften einzuhalten. Im langjährigen Schnitt
scheiterte nämlich rund ein Drittel aller lancierter Volksbegehren an diesen Hürden.
Dieses Schicksal ereilte 2019 drei Begehren (2018: 2): Die von einem Komitee rund um
die SVP-Nationalräte Pirmin Schwander (svp, SZ) und Hans Egloff (svp, ZH) lancierte
«Kindes- und Erwachsenenschutz-Initiative», mit der die Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörde Kesb hätte entmachtet werden sollen, aber auch die
beiden Initiativen des Komitees rund um die Regierungsräte Pierre-Yves Maillard (VD,
sp) und Mauro Poggia (GE, mcg), die ein «von den Krankenkassen unabhängiges
Parlament» und die «Organisationsfreiheit der Kantone bei der Krankenversicherung»
gefordert hätten, scheiterten 2019 offiziell im Sammelstadium. 11

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Auch im Berichtsjahr lagen Gemeindefusionen und Eingemeindungen im urbanen Raum
im Trend. Ende 2010 gab es laut Bundesamt für Statistik 2'551 Gemeinden. Ende 2009
waren es noch 2'596 gewesen. Ende 2008 führte die Statistik des Städteverbandes 151
Gemeinden mit mehr als 10'000 Einwohnern auf (2007: 140). Die meisten Fusionen
fanden 2010 im Kanton Tessin statt. Hervorzuheben ist zudem der Kanton Glarus, der ab
1. Januar 2011 nur noch aus drei Gemeinden bestehen wird. Die Stadt Luzern fusionierte
mit der Gemeinde Littau und beherbergt neu 76'000 Einwohner. Im Gegensatz zu
anderen Gemeindezusammenschlüssen im Kanton Luzern wurde jener von Luzern und
Littau vom Kanton nicht mitfinanziert. Allerdings wurden im Berichtsjahr auch
zahlreiche Fusionsprojekte an der Urne verhindert. So scheiterten etwa der
Zusammenschluss von Baden und Neuenhof im Kanton Aargau oder der geplante
Zusammenschluss von acht waadtländischen Gemeinden rund um Coppet zu einer
neuen Grossgemeinde mit über 13'000 Einwohnern am lokalen Widerstand und
mussten aufgeschoben werden. 12
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Gemäss der Ende März 2020 präsentierten Abstimmungsnachbefragung zur
Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» hatte die Stimmbevölkerung das
Volksanliegen mehrheitlich abgelehnt, weil es regionalen Gegebenheiten zu wenig
Berücksichtigung schenke. Die Volksinitiative des Schweizerischen Mieterinnen- und
Mieterverbandes und weiteren, verbündeten Organisationen hätte verlangt, dass der
Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen dafür zu sorgen hätte, dass
gesamtschweizerisch 10 Prozent der neu gebauten Wohnungen im Besitz von
gemeinnützigen Wohnbauträgern sind. 
Die eigentliche Kernforderung der Initiative nach mehr bezahlbarem Wohnraum war
unter den Studienteilnehmenden wenig bestritten: Beinahe 7 von 10 Respondentinnen
und Respondenten – darunter auch die Hälfte der Nein-Stimmenden – vertraten die
Ansicht, dass das Angebot an günstigem Wohnraum erhöht werden müsse. 61 Prozent
der Stimmenden befürwortete auch eine stärkere Förderung des gemeinnützigen
Wohnungsbaus durch den Bund und 72 Prozent stimmten dem Ja-Argument zu, dass
Spekulation auf dem Immobilienmarkt unterbunden werden müsse. Auf der anderen
Seite unterstützten 88 Prozent aller Stimmenden das Contra-Argument, dass das
Volksanliegen zu wenig Rücksicht auf regionale Gegebenheiten der Wohnungsmärkte
nehme. Bei der Stimmbevölkerung weniger gut verfing dagegen das Argument, dass sich
die Situation auf dem Mietwohnungsmarkt in den letzten Jahren entspannt habe.
Insgesamt lediglich 35 Prozent der Studienteilnehmenden bekräftigten dieses
Argument, darunter 55 Prozent Nein- und 8 Prozent Ja-Stimmende. Im Vorfeld der
Abstimmung war die Situation auf dem Wohnungsmarkt unter Rückgriff auf diverse
Studien und Statistiken heftig umstritten gewesen. Bedeutender für ein Nein war ferner
das Argument, dass der Staat möglichst wenig in den Markt eingreifen soll. 
Unter den soziodemographischen Merkmalen zeigte sich die Wohnsituation als
entscheidender Faktor für den Stimmentscheid. Während lediglich ein Drittel der
Eigentümerinnen und Eigentümer der Volksinitiative zugestimmt hatte, belief sich der
entsprechende Anteil unter der Mieterschaft auf 60 Prozent. Ausschlaggebend für den
Stimmentscheid waren nicht zuletzt auch politische Faktoren wie die Links-Rechts-
Selbsteinstufung und die Parteisympathie, wobei die Stimmenden in jedem Fall
mehrheitlich im Sinne ihrer Partei gestimmt hatten. Am geringsten war der Ja-Anteil
unter Sympathisantinnen und Sympathisanten der FDP (15%), am höchsten derjenige
innerhalb der SP-Anhängerschaft (76%). 13
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Unter anderem um die Unterstützung der Bevölkerung für verschiedene Massnahmen
im Bereich der Wohnungspolitik zu erfahren, gab das BWO im Nachgang zur
Abstimmung über die  Volksinitiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» eine
Abstimmungsanalyse in Auftrag, die von der Forschungsstelle sotomo durchgeführt
wurde. Im Juli 2020 lag der Bericht vor, der seine Erkenntnisse zum einen auf
Auswertungen einer Online-Nachabstimmungsbefragung basiert und zum anderen auf
die Analyse von Sekundärdaten auf Gemeindeebene zurückgreift. Für die beiden
Analysen griff die Studie im Gegensatz zur VOTO-Nachbefragung, die bivariate
Analyseverfahren für die Auswertung ihrer Individualdaten verwendet, auf die Methode
der multivariaten Regressionsanalyse zurück. Letztere erlaubt es, den Einfluss einer
Grösse unter Berücksichtigung anderer Einflussfaktoren zu schätzen. Trotz der
unterschiedlichen methodischen Vorgehensweise bekräftigte die Studie viele Effekte,
die bereits in der VOTO-Studie ausgewiesen worden waren, so etwa die Bedeutung der
politischen Orientierung, des Geschlechts, des Alters oder der Wohnsituation. Zudem
schlüsselte sie die Gründe für die unterschiedliche Unterstützung des Volksbegehrens
im städtischen und ländlichen Raum auf: Stimmende, die besonders viel Miete pro
Quadratmeter bezahlen, die sich aufgrund der Wohnkosten in anderen Bereichen
einschränken müssen oder solche, die sich in der Vergangenheit bereits öfters erfolglos
auf eine Wohnung hatten bewerben müssen – all diese Situationen finden sich häufiger
im städtischen Raum –, stimmten der Wohnrauminitiative überdurchschnittlich oft zu. 
In Bezug auf die Unterstützung der Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus weist
die Studie einen Anteil von 65 Prozent der Studienteilnehmenden aus, die der Meinung
ist, dass Wohnen ein Grundrecht sei und dass Zugang zu angemessenem Wohnraum
alleine mit der Marktlogik nicht gesichert werden könne. Ein beinahe so hoher Anteil an
Personen (61%) stimmte indes auch dem Argument zu, dass oftmals nicht die richtigen
Personen oder Haushalte von dem Angebot an gemeinnützigen Wohnungen profitieren
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würden. Die Ansicht, dass gemeinnützige Wohnungen zu einer besseren Durchmischung
der Bevölkerung führen, teilten 49 Prozent der befragten Personen. 14

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die Voto-Studie zur Abstimmung über die Volksinitiative „AHVplus: für eine starke
AHV“ vom 25. September 2016, erstellt am Zentrum für Demokratie Aarau, erschien im
November. Im Nachgang der Abstimmung waren 1’575 Stimmberechtigte zu ihrem
Abstimmungsentscheid, ihren Motiven und weiteren Faktoren telefonisch befragt
worden. Die Analyse ergab, dass insbesondere Zweifel an der Finanzierbarkeit der AHV-
Erhöhung diese zu Fall gebracht hatten. Auch dass Argument, dass die bedürftigsten
Rentnerinnen und Rentner nichts von der Erhöhung gehabt hätten, erwies sich als
wichtig. Nichtsdestotrotz betonten die Befragten mehrheitlich ihre Sympathie für die
AHV und erläuterten, diese biete die sicherste Altersvorsorge und sollte deswegen
gegenüber der zweiten Säule gestärkt werden. Als massgeblich für den Urnenentscheid
erwies sich dennoch die Parteibindung: Stimmende, welche mit der SP oder der grünen
Partei sympathisieren, stimmten „AHVplus" mehrheitlich zu, während die
Sympathisantinnen und Sympathisanten aller anderen Parteien das Anliegen
mehrheitlich ablehnten. Am deutlichsten taten dies die Stimmenden mit FDP-
Parteibindung. Sowohl bei der SVP als auch bei der SP wich rund ein Drittel der
Anhängerinnen und Anhänger von der Parteiparole ab. Der im Vorfeld der Abstimmung
oft heraufbeschworene Generationengraben manifestierte sich weniger akzentuiert als
erwartet: Zwar legten die jungen Stimmberechtigten überwiegend ein Nein ein, auch
bei älteren Stimmenden fand die Initiative jedoch keinen eindeutigen Zuspruch. 15
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass der Erfolg der Ausschaffungsinitiative
einerseits darauf zurückzuführen ist, dass die SVP-Anhänger konsequent für das
Anliegen stimmten; 98% von ihnen legten ein Ja in die Urne. Anderseits fand das
Begehren aber auch in bürgerlichen Kreisen Unterstützung. 51% der FDP- und 37% der
CVP-Wähler nahmen die Vorlage an. Von den Sympathisantinnen und Sympathisanten
der SP stimmten hingegen 88% gegen die Initiative. Beim Gegenvorschlag legten rund
zwei Drittel der Wähler von FDP und CVP ein Ja in die Urne. Bei der SP-Anhängerschaft
sprach sich rund die Hälfte für den Gegenvorschlag aus. Konsequent abgelehnt wurde
dieser von den Sympathisantinnen und Sympathisanten der SVP (94% Nein-Stimmen).
Ein entscheidender Grund für die Zustimmung zur Initiative war für viele das
Sicherheitsbedürfnis. Im Ja-Lager überwog die Ansicht, die Kriminalität in der Schweiz
sei im Wesentlichen ein Ausländerproblem, und damit verbunden war der Wunsch nach
einer konsequenteren Ausschaffung straffälliger Ausländer. Das wurde stärker
gewichtet als die Zweifel; 52% der Ja-Stimmenden waren nämlich der Meinung, die
Initiative lasse sich so gar nicht umsetzen. 16
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass für die Befürworter des
Verfassungsartikels Kultur einen derart selbstverständlichen Stellenwert hat, dass sie
die Wirkung der Argumente der Gegner unterschätzten. Diese malten in erster Linie das
Schreckgespenst nicht abzusehender Kosten an die Wand, obgleich von den
Befürwortern immer wieder darauf hingewiesen wurde, dass der neue
Kulturförderungsartikel ein Kann-Artikel sei, der es dem Parlament erlauben würde, die
Kulturausgaben jährlich über das Budget zu steuern. Der wichtigste Beweggrund für die
Ablehnung war denn auch die angespannte Finanzlage des Bundes, gefolgt von einer
generellen Geringschätzung der Kultur sowie von föderalistischen Bedenken.
Wesentlich mitgespielt hat auch der Bildungsstand sowie ein weitverbreitetes
Misstrauen gegenüber der Landesregierung, den politischen Eliten und den
Kulturschaffenden, denen immer noch der "Kulturboykott" der
Jubiläumsfeierlichkeiten von 1991 angelastet wurde. 17
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Sprachen

Rund 15 Jahre nach Erscheinen von „Röstigraben“ legte Christophe Büchi, langjähriger
NZZ-Korrespondent in der Welschschweiz, im Jahr 2015 seiner Leserschaft eine
erweiterte und aktualisierte Version seines Werkes vor, welche unter dem Titel
„Mariage de raison. Romands et Alémaniques – une histoire suisse.“ im Edition Zoé
Verlag veröffentlicht wurde. Wie bereits in seinem Vorgängerwerk geht der arrivierte
Beobachter auch dieses Mal der Frage nach, wie es denn um die Beziehungen zwischen
der deutschen und der französischen Sprachgemeinschaft in der Schweiz stehe.
Hierfür habe er alle wichtigen Abstimmungen der letzten Jahre „im Hinblick auf den
nationalen Zusammenhalt und das Verständnis zwischen Deutschschweizern und
Welschen“ (NZZ) analysiert. Tatsächlich liessen sich in den letzten Jahren speziell in den
Bereichen der Aussen-, Migrations- und Sozialpolitik sowie beim Verhältnis von Staat
und Bevölkerung gewisse Annäherungen der verschiedenen Landesteile feststellen. Die
so oft gestellte Sprachenfrage hingegen – welche besonders vor dem Hintergrund des
Sprachenstreites einer steten Aktualität unterstellt ist – nimmt für den Autor lediglich
einen sekundären Stellenwert ein, da die gemeinsamen ökonomischen Interessen der
beiden Regionen wesentlich grösser seien und solange die Wirtschaft funktioniere, die
Sprachunterschiede auch keine wesentliche Rolle spielen würden. 18
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